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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen vom 22. April 1968 über die 
Rettung und Rückführung von Raumfahrern sowie die 
Rückgabe von in den Weltraum gestarteten Gegen- 
ständen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Bildung 
und Wissenschaft) 


A, Problem 

Das Übereinkommen beruht auf Artikel V des sogenannten 
Weltraumvertrages, der die Vertragsstaaten zur Hilfeleistung 
für in Not geratene Raumfahrer verpflichtet. Die Vollversamm- 
lung der Vereinten Nationen hat im Jahr 1967 einstimmig das 
Übereinkommen empfohlen. Die Bundesrepublik hat das Über- 
einkommen vom 20. August 1968 in den Hauptstädten der drei 
Depositarmächte unterzeichnet. 


B. Lösung 

Das Übereinkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes der Zustimmung des Bundestages und des Bun- 
desrates in Form eines Bundesgesetzes. 


C. Alternativen 

entfallen. 


D. Kosten 

keine. 
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Schriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 22. April 1968 über die 
Rettung und Rückführung von Raumfahrern sowie die Rückgabe 
von in den Weltraum gestarteten Gegenständen 

— Drucksache VI/ 1322 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Hubrig und Dr. Sperling 


Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner 75. Sitzung am 4. November 1970 dem Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft überwiesen. 

Das Übereinkommen wirft für die Bundesrepublik 
Deutschland besondere Probleme dadurch auf, daß 
es der DDR ermöglicht, in dem Vertrag enthaltene 
Verpflichtungen zu übernehmen. (Die DDR hat die 
in Moskau ausliegende Ausfertigung des Überein- 
kommens unterzeichnet und bei der Regierung der 
UdSSR eine Ratifikationsurkunde hinterlegt.) Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Unter- 
zeichnung und Ratifizierung des Vertrages durch die 
DDR nach den allgemeinen Grundsätzen des Völker- 
rechts eine Anerkennung durch die Partnerstaaten 


des Vertrages nicht bewirken und daß vertragliche 
Beziehungen zwischen der DDR und den Partner- 
staaten, von denen sie als Staat nicht anerkannt 
wird, nicht bestehen. Die Bundesregierung hat ihren 
Rechtsstandpunkt in einer Verbalnote dargelegt, die 
die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in 
Moskau dem Außenministerium der UdSSR am 
13. September 1968 übermittelt hat. 

Der Wissenschaftsausschuß hat sich in seiner ab- 
schließenden Beratung am 17. Dezember 1970 der 
Ansicht der Bundesregierung angeschlossen, daß mit 
der Unterzeichnung des Vertrages eine völkerrecht- 
liche Anerkennung der DDR nicht verbunden sei und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Haus die unver- 
änderte Annahme des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 


Bonn, den 18. Januar 1971 


Dr. Hubrig Dr. Sperling 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1322 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 18. Januar 1971 


Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 


Dr. Lohmar 

Vorsitzender 


Dr. Hubrig Dr. Sperling 

Berichterstatter 



